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Nr. Gegenstand Gebühr M

4. Gebühren für andere Dienste 
und sonstige Leistungen

4.1. Vergleichszählung bei Telex- 
Hauptanschlüssen auf Antrag 
des Teilnehmers 
je Hauptanschlußleitung

40 für den 1. Tag 4,50
41 für jeden weiteren Tag 

Zu Nr. 40 und 41:
Die Gebühren werden nicht 
erhoben, wenn sich heraus
stellt, daß ein fehlerhaftes 
Arbeiten der Zähleinrichtung 
vorliegt.

1,50

42 4.2. Erteilen einer Auskunft gebührenfrei
4.3. Mithilfe der Deutschen Post 

bei der Entstörung von Telex- 
N ebenstellenanlagen

43 Leistungen für das Ermitteln 
der Störungsursache bis zu 
1 Stunde Dauer 30,-

44 darüber hinaus für jede ange
fangene halbe Stunde 15-
Zu Nr. 43 und 44:
Die Gebühren werden nicht 
erhoben, wenn die Störungen 
in den Anlagen der Deutschen 
Post festgestellt werden.

4.4. Telex-Buchdienst
45 Ersteintrag in das Verzeichnis 

der Telex-Teilnehmer der 
DDR, je geschaltete Hauptan- %
Schlußleitung gebührenfrei

46 Zweiteintrag 10,-
47 Nichtrückgabe des gebühren- Gebühren für

freien Verzeichnisses der das neue Ver-
Telex-Teilnehmer der DDR 
beim Umtausch

zeichnis

Nr. Gegenstand Monatliche 
Gebühr M

4.5. Gebühren für die zeitweilige 
Überlassung von Telex-End- 
einrichtungen

4.5.1. Elektromechanischer Fern
schreiber

7640 Fernschreiber ohne Fern
schaltgerät 60,-

7641 Empfangslocher 11,50
7642 Standgehäuse 10,-
7643 Lochstreifensender 28,-
7644 Fernschaltgerät 17,-

Nr. Gegenstand tägliche 
Gebühr M

7650 Fernschreiber ohne Fern
schaltgerät 6,-

7651 Empfangslocher 1,20
7652 Standgehäuse 1,-
7653 Lochstreifensender 2,80
7654 Fernschaltgerät 

Zu Nr. 7640 bis 7654:
Die Gebühren werden bis zu 
10 Tagen als tägliche Gebühr 
nach Nr. 7650 bis 7654 erhoben.

1,70

Nr. Gegenstand tägliche
Gebühr M

4.5.2. Elektronische Fernschreiber 
Die Gebühren werden vom 
Ministerium für Post- und 
Fernmeldewesen besonders 
festgelegt.

Anordnung 
über den Telegrammdienst 

— Telegramm-Anordnung — 
vom 28. Februar 1986

Auf Grund des § 37 des Gesetzes vom 29. November 1985 
über das Post- und Fernmeldewesen (GBl. I Nr. 31 S. 345) 
wird im Einvernehmen mit den Leitern der zuständigen zen
tralen Staatsorgane folgendes angeordnet:

§ 1
Geltungsbereich

(1) Diese Anordnung regelt den Telegrammdienst im Fern
meldenetz der Deutschen Post.

(2) Für den internationalen Telegrammdienst gelten die 
völkerrechtlichen Verträge, die für die Deutsche Demokrati
sche Republik in Kraft sind, wenn sie auf der Grundlage 
dieser Verträge ihre Teilnahme am internationalen Tele
grammdienst erklärt hat.

§ 2

Aufgabe von Telegrammen
(1) Telegramme können aufgegeben werden

1. bei Postämtern, Poststellen und gemeindeöffentlichen 
Fernsprechstellen,

2. über Fernsprechanschluß und Münzfernsprecher bei der 
Fernsprech-Telegrammaufnahme,

3. über Telex-Anschluß bei der Telex-Telegrammaufnahme,
4. durch Übergabe an den Zusteller in ländlichen Gebieten.

(2) Für die Aufgabe eines Telegramms am Schalter ist ein 
Aufgabevordruck der Deutschen Post zu verwenden. Das Te
legramm muß deutlich lesbar — möglichst in Drudeschrift 
oder mit Schreibmaschine — geschrieben sein.

(3) Auf dem Aufgabevordruck muß an der dafür vorge
sehenen Stelle die Postanschrift des Absenders angebracht 
werden. Diese Angaben werden nicht übertragen.

(4) Telegramme mit gleichem Text an mehrere Empfänger 
können in besonders gekennzeichneten Postämtern als Li
stentelegramme aufgegeben werden. Der Absender hat die
sen Ämtern eine Liste mit den Anschriften der Empfänger 
und den Telegrammtext zu übergeben.

(5) Telegramme können bei dafür vorgesehenen Postäm
tern und Poststellen über Selbstbedienungseinrichtungen auf
gegeben werden. Zur Aufgabe ist der Vordruck „Selbstbe
dienungstelegramm“ zu verwenden.

(6) Bei der Fernsprech-Telegrammaufnahme dürfen von 
Staatsorganen und Betrieben nicht mehr als 3 Telegramme 
in einer Gesprächsverbindung aufgegeben werden.

(7) Im Telegrammdienst können nur Schriftzeichen über
tragen werden, die sich mit dem Fernschreiber wiedergeben 
lassen.

§3
Ausschluß vom Telegrammdienst

(1) Telegramme, deren Inhalt gegen Rechtsvorschriften 
oder gegen die Grundsätze der sozialistischen Moral verstößt, 
werden von der Übertragung ausgeschlossen.


